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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

  
  
  

1. Außensteuer: Verfassungs- und unionsrechtliche Zweifel an der Hinzurech-
nungsbesteuerung nach §§ 7 ff. AStG 
Beschluss vom 13.09.2023, Az: I B 11/22 (AdV)  

2. DBA Luxemburg: Besteuerungsrecht für den Arbeitslohn eines grenzüber-
schreitend tätigen Fahrers von Linienbussen 
Urteil vom 28.06.2023, Az: I R 43/20  

3. Erbschaftsteuer: Grundstück mit Lagerbewirtschaftung als steuerschädliches 
Verwaltungsvermögen 
Urteil vom 10.05.2023, Az: II R 21/21  

4. Einkommensteuer: Außergewöhnliche Belastungen bei Unterbringung in einer 
Wohngemeinschaft 
Urteil vom 10.08.2023, Az: VI R 40/20  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. Außensteuer: Verfassungs- und unionsrechtliche Zweifel an der Hinzurechnungs-

besteuerung nach §§ 7 ff. AStG 
Beschluss vom 13.09.2023, Az: I B 11/22 (AdV) 
Auch wenn nach summarischer Prüfung verfassungs- und unionsrechtliche Zweifel an 
der Hinzurechnungsbesteuerung gemäß §§ 7 ff. AStG jedenfalls insoweit bestehen, als 
die Niedrigsteuerschwelle im Sinne des § 8 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 AStG (25 %) höher 
ist als die niedrigste nationale Gesamtsteuerbelastung bei unbeschränkt Steuerpflichti-
gen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 KStG (22,825 % unter Einbeziehung der Ge-
werbesteuer), bleibt eine Beschwerde im AdV-Verfahren ohne Erfolg, wenn es ausge-
schlossen erscheint, dass die Antragsteller angesichts einer "Nullbesteuerung" der 
streitigen Einkünfte im Ausland von einer einen Verfassungs- beziehungsweise Uni-
onsrechtsverstoß beseitigenden begünstigenden Rechtslage profitieren könnten. 
 

  
2. DBA Luxemburg: Besteuerungsrecht für den Arbeitslohn eines grenzüberschrei-

tend tätigen Fahrers von Linienbussen 
Urteil vom 28.06.2023, Az: I R 43/20 
1. Die KonsVerLUXV gilt nur für das DBA-Luxemburg 1958/2009, nicht aber auch 
für das DBA-Luxemburg 2012. 
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2. Die Regelung in Nr. 4 Buchst. a der Konsultationsvereinbarung zwischen den Fi-
nanzbehörden Deutschlands und Luxemburgs vom 07.09.2011, nach der Arbeitslohn, 
der auf Arbeitstage entfällt, an denen der Berufskraftfahrer seine Tätigkeit teilweise in 
dem Vertragsstaat ausgeübt hat, in dem der Arbeitgeber des Berufskraftfahrers seinen 
Wohnsitz hat, und teilweise in dem Vertragsstaat, in dem der Berufskraftfahrer seinen 
Wohnsitz hat, "unabhängig von der jeweiligen Verweildauer" zu gleichen Teilen auf 
den Ansässigkeitsstaat des Berufskraftfahrers und auf den Wohnsitzstaat des Arbeitge-
bers aufgeteilt wird, verstößt gegen den Wortlaut des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 DBA-Lu-
xemburg 2012 und ist daher für dessen Auslegung nicht maßgeblich. 
  
 

  
3. Erbschaftsteuer: Grundstück mit Lagerbewirtschaftung als steuerschädliches 

Verwaltungsvermögen 
Urteil vom 10.05.2023, Az: II R 21/21 
Wird ein Grundstück der überlassenden Gesellschaft von der nutzenden Gesellschaft 
an einen weiteren Dritten zur Nutzung überlassen, liegt eine steuerschädliche Nut-
zungsüberlassung im Sinne des § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Satz 2 Buchst. a Halbsatz 3 
des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes vor. Dies gilt unabhängig davon, 
dass parallel zu dem Mietvertrag zwischen der nutzenden Gesellschaft und dem Drit-
ten ein Lagerbewirtschaftungsvertrag geschlossen worden ist. 
 

  
4. Einkommensteuer: Außergewöhnliche Belastungen bei Unterbringung in einer 

Wohngemeinschaft 
Urteil vom 10.08.2023, Az: VI R 40/20 
Aufwendungen für die krankheits-, pflege- und behinderungsbedingte Unterbringung 
in einer dem jeweiligen Landesrecht unterliegenden Wohngemeinschaft sind als außer-
gewöhnliche Belastung zu berücksichtigen. 
 
  

 

 


